
Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG)§ 93 NKomVG(Gesetz) - Landesrecht 
NiedersachsenZuständigkeiten des Ortsrates oder des 
Stadtbezirksrates 
 

(1) 1Der Ortsrat oder der Stadtbezirksrat vertritt die Interessen der Ortschaft oder des 
Stadtteils und fördert deren oder dessen positive Entwicklung innerhalb der Gemeinde. 
2Soweit der Rat nach § 58 Abs. 1 und 2 nicht ausschließlich zuständig ist und soweit es sich 
nicht um Aufgaben handelt, die nach § 85 Abs. 1 Nrn. 3 bis 6 der Hauptverwaltungsbeamtin 
oder dem Hauptverwaltungsbeamten obliegen, entscheidet der Ortsrat oder der 
Stadtbezirksrat unter Beachtung der Belange der gesamten Gemeinde in folgenden 
Angelegenheiten: 

1. 1. 
Unterhaltung, Ausstattung und Benutzung der im Stadtbezirk oder in der Ortschaft 
gelegenen öffentlichen Einrichtungen, wie Schulen, Büchereien, Kindergärten, 
Jugendbegegnungsstätten, Sportanlagen, Altenheime, Dorfgemeinschaftshäuser, Friedhöfe 
und ähnliche soziale und kulturelle Einrichtungen, deren Bedeutung über den Stadtbezirk 
oder die Ortschaft nicht hinausgeht, 

2. 2. 
Festlegung der Reihenfolge von Arbeiten zum Um- und Ausbau sowie zur Unterhaltung und 
Instandsetzung von Straßen, Wegen und Plätzen, deren Bedeutung über die Ortschaft oder 
über den Stadtbezirk nicht hinausgeht, einschließlich der Straßenbeleuchtung, 

3. 3. 
Benennung und Umbenennung von Straßen, Wegen und Plätzen, die ausschließlich in 
der Ortschaft oder dem Stadtbezirk gelegen sind, 

4. 4. 
Märkte, deren Bedeutung nicht wesentlich über die Ortschaft oder den Stadtbezirk 
hinausgeht, 

5. 5. 
Pflege des Ortsbildes sowie Unterhaltung und Ausgestaltung der Park- und Grünanlagen, 
deren Bedeutung nicht wesentlich über die Ortschaft oder über den Stadtbezirk hinausgeht, 

6. 6. 
Förderung von Vereinen, Verbänden und sonstigen Vereinigungen in der Ortschaft oder im 
Stadtbezirk, 

7. 7. 
Einrichtung eines Schiedsamts mit der Ortschaft oder dem Stadtbezirk als Amtsbezirk und 
Wahl der Schiedsperson für dieses Amt, wenn die Ortschaft oder der Stadtbezirk mindestens 
2.000 Einwohnerinnen und Einwohner hat, 

8. 8. 
Förderung und Durchführung von Veranstaltungen der Heimatpflege und des Brauchtums in 
der Ortschaft oder im Stadtbezirk, 

9. 9. 
Pflege vorhandener Paten- und Partnerschaften, 

10. 10. 
Pflege der Kunst in der Ortschaft oder im Stadtbezirk, 

11. 11. 
Repräsentation der Ortschaft oder des Stadtbezirks und 

12. 12. 
Information und Dokumentation in Angelegenheiten der Ortschaft oder des Stadtbezirkes. 
3Durch die Hauptsatzung können dem Ortsrat oder dem Stadtbezirksrat weitere 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises zur Entscheidung übertragen werden. 4 § 85 
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Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass auf die Bedeutung des 
Geschäfts für die Ortschaft oder den Stadtbezirk abzustellen ist. 

(2) 1Dem Ortsrat oder dem Stadtbezirksrat sind die Haushaltsmittel zur Verfügung zu stellen, 
die für die Erledigung seiner Aufgaben erforderlich sind. 2Das Recht des Rates, die 
Haushaltssatzung zu erlassen, wird dadurch nicht berührt. 3Die Ortsräte oder die 
Stadtbezirksräte sind jedoch bei den Beratungen der Haushaltssatzung rechtzeitig 
anzuhören. 4In der Hauptsatzung kann bestimmt werden, dass den Ortsräten oder 
Stadtbezirksräten die Haushaltsmittel auf Antrag als Budget zuzuweisen sind. 

(3) 1Der Ortsrat oder der Stadtbezirksrat kann in Angelegenheiten, deren Bedeutung über die 
Ortschaft oder den Stadtbezirk nicht hinausgeht, eine Befragung der Bürgerinnen und Bürger 
in der Ortschaft oder in dem Stadtbezirk beschließen. 2 § 35 Satz 2 gilt entsprechend. 
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